
9.11.2015, nun diesen Weg einzuschlagen, war der erste, das Verfahren

einleitende Akt, der dann auch zur Ausschreibung im Januar 2016 fuhr
te. Vorhergehende Uberlegungen oder Gespiäche mit der Antragstelle-

rin als Hauptprogrammveranstalterin über die Modalitäten etwa wie-

der auszuschreibender Drittsendezeiten waren als Einleitungsakt nicht
geeignet, weil noch nicht entschieden wat worauf sie sich bezogen. Aus

demselben Grund können auch die Schreiben des stellvertretenden Di-

rektors der Antragsgegnerin vom August, September und oktober
2015, mit denen die KEK um die Feststellung des Zuschaueranteils ge

beten wurde, nicht als Verfahrenseinleitung gelten. Ausweislich dieser

Schreiben war noch im Oktober 2015 völlig unklar, was aus dem seit

April 2015 anhängigen Berufungsverfahren gegen das Urteil des VG

Neustadt vom April 2015 werden würde. Lediglich eine einvernehm-

Iiche Einigung wurde als nicht mehr wahrscheinlich bezeichnet.

Wurde das Verfahren somit (erst) im November 2015 eingeleitet, dann

war der maßgebliche Referenzzeitraum, für den die KEK den Zu-

schaueranteil zu ermitteln hatte, die Zeit von November 2014 bis okto
ber 2015 und nicht, wie mit Beschluss der KEK vom 10.11.2015 festge-

stellt wurde, der Zeitraum von oktober 2014 bis September 2015, ftir
den ein durchschnittlicher Zuschaueranteil von Sat.l i.H.v. 8,08 % und

für die Prosiebensat.l Media SE i.H.v. 20,04 0/o ermittelt worden war.

Da der Zuschaueranteil des Senders Sat.l schon seit längerem die maß-

gebliche l0 o/o-Grenze nicht mehr erreichte, ist unstreitig nur darauf

abzustellen, ob für die Sendergruppe ein Zuschaueranteil von 20 % er-

reicht wurde.lm Zeitraum November 2014 bis oktober 2015 wurde der

maßgebliche wert von 20 qo für die Sendergruppe jedoch nicht er-

reicht. Der Zuschaueranteil zu diesem Zeitraum betrug

19,99386480273 ok. Dies ist schon der fur die Antragstellerin ,,ungüns-
tigere" Wert, weil dabei was zwischen den Beteiligten streitig ist - die

Regionalfenster eingerechnet sind. Ohne Regionalfenster liegt der Wert

etrvas niedriger, nämlich bei 19,9604472847$ qo (Bl. 22 der Antrags-

begründungsschrift i.Vm. den Anlagen). Es fehlte damit auch hier -
ebenso wie bei der vom Gericht ftir einzig zulässig gehaltenen Einlei-

tung des Verfahrens erst nach Rücknahme der Berufung im Februar

2017 - an der Grundvoraussetzung des Zulassungsverfahrens für Dritt-
sendezeitveranstaltet nämlich an der Verpflichtung der Hauptpro-

grammveranstalters, D ttsendezeiten aus Gründen der Sicherung der

Meinungsvielfalt zur Verfügung zu stellen.

Auf die anderen von der Antragstellerin noch geltend gemachten Ver-

fahrensrügen kommt es für die vorliegende Entscheidung nicht mehr

an.

Da der angefochtene Bescheid, soweit er die Antragstellerin beschwert,

voraussichtlich im Klageverfahren keinen Bestand haben wird und un-

ter Berücksichtigung der nachstehenden Uberlegungen ist dem Interes-

se der Antragsteller an einer Aussetzung des Vollzugs der Regelungen

in den Ziffern I und II des Bescheids vom 13.2.2017 der Vorrang einzu

räumen. Sie würde durch die Ausstrahlung und !-inanzierung von

Drittsendezeiten deutlich belastet. (...)

Leitsatz der Reclaktion.

Zulässige Verlängerung der Regional-
fensterzulassung ohne Ausschreibung

aEUv art. 107;GG Art. 2,5, 12, 14

l. Bei der nach dern Rundfunkstaatsvertrag und dem rheinland-
pf?ilzischen Landesmediengesetz für die beiden bundesweit ver-

breiteten reichweitenstärksten Fernsehvollprogramme (RTL und
Sat.l) yorgeschriebenen Aufnahme von Regionalfensterprogram-
men ist eine verlängerung der bestehenden Regionalfensterzülas-
sung auch ohne eine vorherige Ausschreibung zulässig,

2. Die Regeln, die bei der Vergabe yon Drittsendezeiten nach S 31

RStV einzuhalten sind (vgl, hierzu im Einzelnen: OVG RB Be-

schlüsse v. 23.7. und 8.9.2014 - 2 B lo323ll4.Oyc tlJJd,z R lo327l
14.OVG, ieweils iuris und ESOVGRP), sind mangels einer ver-
gleichbaren gesetzlichen Ausgestaltung des Vergabeverfahrens
bei dem Verfahren zur Regionalfensterzulassung nicht anwend-
bar.

3. Die Verpflichtung zur Einräumung von Sendezeiten fül die
Übetragungvon Regionalfensterprogmmmen ist mit höherrangi-
gem Verfassungs- und Europarecht vereinbar, Insbesondere stellt
die Finanzierungsverpflichtung des Hauptprogrammveranstalters
weder eine verfassungswidrige Sonderabgabe noch eine europa-
rechtlich unzulässige Beihilfe dar. Dies gilt jedenfalls dann, wenn
die Finanzierungsverpflichtung auf einer zwischen dem Haupt-
und Regionalfensterprogrammveranstalter privatautonom abge-

schlossenen Finanzierungsvereinbarung beruht.

OVG Rheinland-Pfalz, Beschl. v. 22.6.201 7 2 4 1 4449/1 6
MG Neustadt, urt. v 1.3.201 6 - 5 K 977/1 4.NW)

Buchbesprechungen

Meinungsfreiheit im freiheitlichen Staat

SebostiarL MüllerFtunken: Meinungsfreiheit im freiheitlichen St aat,

uerfas sungs e rn' ar tutgen un d Ver fa s sun gsv or au s s et zun ge n e in e r ge -

fürchtete Ffeiheit, Schö butget Gespfiche zu Recht und Staat, hrsgg

wn Otto Deperheuet a1d Cbistoph Grabenwarter, Band 21, Paderborn/

Münche1/wien/zür ich 20 I 3

Was ist über die Meinungsfreiheit nicht schon alles gedacht und ge

schrieben worden - bedarf es da weiterer Reflexionen darüber in einer

Zeit, in dieses Menschen und Grundrecht vielleicht anderenorts, aber

jedenfalls nicht in Deutschland akut bedroht zu sein scheint? Wer Se

bastian Müller-Franl.,ens engagierte Schrift gelesen hat, wird diese Fra-

ge bejahen müssen. Aufgebaut ist das in Buchform herausgebrachte Re-

ferat der Schönburger cespräche vom April 2013 in Anlehnung an die

rechtswissenschaftliche Grundrechtsdogmatik Nach einem einleiten-

den Schlaglicht (1.) und verfassungstheoretischen Bemerkungen (ll.)
werden das Schutzgut der Meinungsfreiheit herausgearbeitet (lll. und

IY) und der Schutzbereich umrissen (V). Auf der Ebene des Eingriffs

behar.deh MülletFrcnftea die Frage, wer an die Beachtung der Mei

nungsfreiheit gebunden ist und wer durch sie berechtigt wird (VI.,

VII.). Den Schwerpunkt bildet die Auslotung der Grenzen der Mei-

nungsfreiheit (VIII.), aktualisiert in dem Befund, dass diese Freiheit in
unserer Zeit vor allem gesellschaftlich reguliert wird, und zwar durch

,,Political Correctness" (lX.). Den Schluss bildet ein Appell an die NoF

wendigkeit von Verfassungsvoraussetzungen (X.).

Als Anlass seiner überlegungen wählt Müller"-Franften eine Forderung

des ehemaligen Bundespräsidenten /oachim Gauck in dessen Rede auf
dem ,,Forum Bellevue" vom Februar 2013, wonach Eüropa ,jetzt nicht
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Bedenkenträger" brauche. Dem tritt der Verfasser mit dem für seine

weiteren Uberlegungen zentralen - und aul losef ßensee aufbauenden

- Ventändnis entgegen, dass die Meinungsfreiheit eine negative Frei-
heit verkörpert, die sich in Abwesenheit normativer Vorgaben jedweder

Art, als Freiheit des Beliebens, als Freiheit zur Willkür entwickeln kön-
nen darf und muss (S. 16), nicht aber vom Staat erst ausgestaltet zu

werden braucht (S.28 fi). Ausgehend davon kritisiert der Autor den
Standpunkt, der individuelle Meinungsfreiheit fur die öffentliche Mei
nungsbildung in Dienst nehmen und sie dieser im Zweifel unterordnen
möchte (S. 20 ff). Demgegenüber sei öffentliche Meinungs- und Wil
lensbildung eine außerrechtliche Vedassungserwartung (S. 27), die
nicht dazu herhalten dürfe, im Ergebnis unbegründete Vorwürfe Priva-
ter gegenüber anderen Privaten zu legitimieren (so zum ,,Whistleblo-
rving': S.22 fi). Müllet Franletls Herangehensweise hat zur Konse

quenz, dass auch bewusst oder offensichtlich unwahre ttsachenbe-
hauptungen in den Schutzbereich der Meinungsfreiheit fallen und ent
auf der Schrankenebene zurücktreten (S. 32 f.); auch anonyme Auße-
rungen genießen Schutz (S. 34 f).

Dieses traditionell-liberale Schutzbereichsverständnis ruft dem Leser

in Erinnerung, dass grundrechtsgebunden allein der Staat ist, nicht
aber - vermitteit über die Drittwirkung - auch der Einzelne. lnsoweit
hat, so der Verfasser, das Lüth-Urteil des BVerfG der Meinungsfreiheit
keinen Dienst erwiesen (S. 37 ff.). Dementsprcchend skeptisch beurteilt
er die Indienstnahme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ftir positive
Ziele (S.41 ff.). Gesetze, die die Meinungsfreiheit beschränkten, müss

ten strikt und ausnahmslos meinungsneutral sein (S.51 fi), die Be,

schränkung von bloßen cesinnungen sei ünzulässjg (S.541), der pri-
vilegierende Schutz von Meinungsäußerungen im öffentlichen Diskurs
im Vergleich zum privaten Bereich verfehlt (S. 55 ff).

Der Fokus der Uberlegungen MüllerFrankens liegt in der Beleuch-

tung der,,Political Correctness", die mit ihren Tabus freiheitsbe
schränkenden Charakter aufweist (S. 59 fi). Dies geschehe dadurch,
dass Gruppierungen gesellschaftlicher Meinungsmacht Personen, die
verpönte, tabuisierte Fragen thematisierten, mit der Isolierung,.ja ggi
mit der Achtung drohten. Grundrechtsrelevant werde dies dann, wenn
sich der Staat diese Mechanismen bewusst oder unbewusst zu eisen
mache, etlva in leiien des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes

vom 14.8.2006 oder des nicht nur sprachoktroyierenden Gender
Mainstream-Denkens. Als Grund dafur macht der Autor ..die Furcht
der Deutschen vor sich selbst" aus (S.68) und empfiehlt, unaufgeregt
und gelassen Vertrauen zu fassen, mit sich selbst ins Reine zu kom-
men.

Diese Position ist wohltuend ,,meinungsliberal". Da dieser ,,Liberalis
mus" nichts mit gese)lschaftlicher Güterverteilung gemein hat, sollte er
nicht in der Gefahr eines weiteren Diskussionstabus stehen. nämlich als

unsolidarisch oder gar unsozial gebrandmarkt zu werden. Dem Autor
geht es um das Aufbrechen und die Verhinderung von Sprech und
Denkverboten in unserer Zeit. Denn hinter der Meinungsfreiheit steht

die Freiheit des Denkens, ganz im Sinne des aulllärerischen ,,sapere
aude". Dass es in der gesellschaftlichen Kommunikation vor allem zur
Gewährleistung des Persönlichkeitsrechts auch Grenzen geben muss,

sieht selbstverständlich atch Müller-Franken. Im freiheitlichen Ge-

meinwesen dürfen diese aber nicht durch die jeweilige Mehrheit und
schon gar nicht durch Minderheiten etwa den sog. (Gender-)Main

stream - diktiert werden; maßgeblich sind allein meinungsneutrale
und dem Verhältnismäßigkeitsprinzip genügende Gesetze.

Prof. Dr Christoph Gröpl, Universität des Saarlandes
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